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Seit 1989 bündeln PatientIn-
nenstellen und -Initiativen bun-
desweit ihre Ressourcen und 
Kompetenzen, um als BAGP 
effektiver handeln zu können. 
Kern der Arbeit ist die Informa-
tion, Beratung und Beschwer-
deunterstützung von Versi-
cherten und PatientInnen bei 
gesundheitlichen Fragen und 
Problemen mit Institutionen 
oder Anbietern im Gesund-
heitswesen. 
Zentrales Ziel der BAGP ist ein 
soziales, solidarisches, demo-
kratisches, nicht hierarchisches 
Gesundheitssystem, in dem 
PatientInnen und Versicherte 
gleichberechtigte PartnerIn-
nen sind. Die BAGP setzt sich 
gemeinsam mit anderen Pati-
entenorganisationen und wei-
teren BündnispartnerInnen für 
dieses Ziel ein. 

Kompromiss zwischen mehreren Übeln
– Gewinner und Verlierer der 
geplanten Gesundheitsreform

Die geplante »Gesundheitsre-
form« setzt verschärft  den Kurs 
fort, den diverse Bundesregie-
rungen seit Anfang der 1980er 
Jahre gefahren haben. Bedient 
werden diverse wirtschaft liche 
Interessen – von der Pharma- 
und Gesundheitsindustrie ü ber 
Ärzteschaft  und Versicherungen 
bis zu den Arbeitgebern. Die 
gesetzlich versicherten Arbeit-
nehmer und Rentner werden 
einmal mehr die Verlierer sein. 

Das diesjährige Treiben um die 
schwarzgelbe »Gesundheitsre-
form« musste selbst diejenigen 
erstaunen, die ohnehin keine hohe 
Meinung von der Kompetenz 
bundesdeutscher Gesundheitspo-
litiker haben. Nicht ganz realitäts-
fern aber ungewöhnlich schätzte 
der CSU-Generalsekretär Alexan-
der Dobrindt die Mannschaft  des 
Bundesgesundheitsministeriums 
(BMG) als »Gurkentruppe« ein, 
während der freidemokratische 
Staatssekretär im BMG, Daniel 
Bahr, die CSU-Gesundheitspoliti-
ker als »Wildsäue« bezeichnete. 
Das sieht nach sehr viel Chaos und 
Inkompetenz aus. 
Bei genauerem Hinsehen jedoch 
lassen sich durchaus Konturen 
und Widersprü che erkennen, die 
auch bei mehr Kompetenz eine 
gewisse Hilf- und Ratlosigkeit hät-
ten aufk ommen lassen. Denn die 
Regierungen der letzten 30 Jahre 
haben die Gesundheitspolitik 
mit schleichender Privatisierung, 
Entsolidarisierung und Ökonomi-
sierung des Gesundheitssystems in 
solche Widersprü che verwickelt, 
aus denen es keine leichten Aus-
wege gibt. Diese mussten zunächst 
gefunden werden. 

Über die Interessen und Ziele 
ist man sich, trotz des Getöses, 
grundsätzlich durchaus einig: 
Beitragsentlastungen fü r die Un-
ternehmen (»Kostendämpfung«), 
Ausbau eines expandierenden 
und weitgehend privatisierten 
»Gesundheitsmarktes «, weitere 
Entsolidarisierung der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) 
und schließlich die Legitimation 
dieser Politik, die die Interessen 
der ü berwiegenden Mehrheit 
geradezu mit Fü ssen tritt. Ge-
stritt en wird um unterschiedliche 
Gewichtungen. Wie schwierig 
das allerdings ist, kann erst vor 
dem Hintergrund der folgenden 
drei großen und langfristigen 
Tendenzen verständlich werden. 
Dazu muss man ü ber den Rand 
des Gesundheitswesens hinaus 
die politisch-ökonomische Ent-
wicklung im Ganzen betrachten. 

Seit den späten 1970er Jahren 
beobachten wir eine globale 
Tendenz der Umverteilung, die 
in Deutschland vor allem seit Ende 
der 1990er Jahre besonders stark 
politisch vorangetrieben worden 
ist – Stichwort: Hartz IV, Auswei-
tung des Niedriglohnbereichs. So 
haben die Brutt olöhne zwischen 
2000 und 2008 stagniert (+ 1,0 
%), während sie in vergleichbaren 
Ländern wie Großbritannien um 
25,5 % oder Frankreich um 8,4 % 
gestiegen sind. 

Wenn die Löhne als Grundlage 
der Beitragsberechnung stagnie-
ren, während die GKV-Ausgaben 
im Tempo des Brutt oinlandspro-
dukts (BIP) wachsen, muss es zu 
erheblichen Einnahmedefiziten 
kommen. Also steigen die Bei-

tragssätze. Das ist die Hauptursa-
che des Finanzierungsdilemmas 
der GKV, das nicht »Kostenex-
plosion«, sondern Einnahme-
schrumpfung heißen müsste. Die 
Folgerungen der schwarz-gelben, 
schwarz-roten und rot-grünen 
Bundesregierungen lauteten: Aus-
gabendämpfung durch Leistungs-
ausgrenzung, Selbstbeteiligung, 
Verbilligungsdruck. 

Die zweite, ebenfalls globale 
Tendenz ist die Privatisierung 
öff entlicher Güter und Einrich-
tungen. Das geschieht nicht aus 
Gründen des Allgemeinwohls. Der 
Druck geht aus von der globalen 
und nationalen Umverteilung 
zugunsten der Kapitaleinkommen. 
So sank in Deutschland der Anteil 
der Nett olöhne am Sozialprodukt 
zwischen 1991 und 2009 von 48,1 
auf 38,4 %, während die Nett o-
gewinnquote von 29,8 auf 36 % 
wuchs. Nett olöhne und Sozialein-
kommen sind Konsumnachfrage. 
Diese stagniert und daher auch 
viele Märkte. 

Sinken die Löhne, dann erhöhen 
sich die Gewinne, die aber bei 
stagnierenden Absatzmärkten 
Probleme haben, rentable An-
lagemöglichkeiten zu finden. Es 
häuft  sich überschüssiges Kapital, 
das mit Macht auf neue Anlage-
möglichkeiten drängt. Daher die 
permanenten politischen und 
ideologischen Offensiven zur 
Privatisierung. 

Im Visier waren von Anfang an 
die »Filetstücke« des öff entlichen 
Eigentums (z.B. Telekom, Bahn, 
Energie, Wasserversorgung), die 
Sozialversicherungen und einzel-
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konzipiert werden, der erfah-
rungsgemäß im Laufe der Jahre 
unter die Räder der »Haushalts-
konsolidierung« kommen wird. 

4. Auch die Versicherungs-
wirtschaft  kommt nicht zu kurz: 
Neben den hohen Beiträgen 
werden weitere, noch nicht 
explizit beschlossene, Selbst-
beteiligungen, Leistungsaus-
grenzungen und bürokratische 
Kleinlichkeiten die GKV so un-
att raktiv machen, dass der Markt 
für private Zusatz- und Vollver-
sicherungen expandieren wird. 
Je mehr das geschieht, desto 
geringer wird dann auch das 
politische Gewicht der GKV, der 
die Mittelschicht davonlaufen 
wird. Sie wird tendenziell zu 
einer unterfinanzierten Min-
destsicherung degenerieren, 
wie es von den Wirtschaft slibe-
ralen aller Couleur seit langem 
angestrebt wird, ähnlich dem 
Medicaid-System in den USA. 
Das wiederum kommt dem 
Gesundheitskapital und den 
Ärzten entgegen, denn diese 
haben es dann nicht mehr mit 
Krankenkassen und somit einem 
Gegengewicht zu tun, sondern 
mit individuellen Patienten, die 
man bereits heute realistischer-
weise als Kunden bezeichnet. 

Dieser Weg wird – über die 
aktuelle Gesundheitsreform 
hinaus – so lange fortgesetzt 
werden, wie die Arbeitnehmer 
und Rentner dieser Republik es 
sich bieten lassen. 

PD Dr. Hagen Kühn
ehemaliger Leiter 
der Forschungsgruppe 
Publik Health beim 
Wissenschaftszentrum Berlin

Gekürzt aus Bioskop Nr. 51, 
September 2010.
Hrg. Erika Feyerabend
Den ganzen Artikel fi nden Sie 
unter www.bioskop-forum.de

Beiträge drücken, werden die 
Möglichkeiten, auf Gesund-
heitsmärkten Kapital rentabel zu 
investieren, stark beeinträchtigt. 
Den Akteuren stellte sich also 
die Frage, wie man den Arbeit-
gebern etwas zukommen lassen 
kann, ohne es den Anbietern 
von Waren und Dienstleistun-
gen des Gesundheitswesens 
abzunehmen. 

Der Regierungsbeschluss zur 
neuen Gesundheitsreform ent-
hält Lösungen, die jedem der 
genannten Interessen etwas 
bieten: 
1. Die Interessen der Unter-
nehmen an noch niedrigeren 
Lohnkosten werden bedient, 
ohne der Gesundheitswirtschaft  
etwas zu nehmen. Der Inter-
essenkonflikt wird entschärft 
zu Lasten Dritt er, nämlich der 
Sozialversicherten. Ab 2012 
soll der Arbeitgeberanteil am 
allgemeinen Beitragssatz der 
GKV auf 7,3 % des Brutt olohns 
begrenzt werden. 
2. Die Interessen des »Zukunft s-
marktes Gesundheit« werden 
folgendermaßen berücksichtigt: 
Die sich – bei weiterhin stag-
nierenden Löhnen – auft uende 
Lücke zwischen den Einnahmen 
des Gesundheitsfonds bzw. der 
GKV plus dem fi xen Bundesan-
teil von 14 Milliarden Euro ab 
2012 und den Gesamtausgaben 
würde geschlossen durch einen 
Zusatzbeitrag der Arbeitnehmer 
und Rentner. 
3. Dem Verlangen nach kon-
sequenter Fortsetzung der 
Entsolidarisierung kommt man 
entgegen – durch einen, zu-
nächst noch moderaten, Ein-
stieg in die nach oben off ene 
Kopfpauschale. Denn die Kassen 
werden verpfl ichtet, diesen Zu-
satzbeitrag nicht als Prozentsatz 
vom Einkommen, sondern als 
einheitliche Summe zu erheben. 
Für Bedürft ige soll ein gewisser 
Ausgleich aus Steuermitteln 

ne öffentlich geförderte bzw. 
finanzierte Branchen. Deren 
größte sind die medizinischen 
Versorgungssysteme, die im-
merhin etwa ein Zehntel des 
gesamten BIP ausmachen. 
Seit zwei Jahrzehnten feiern 
die Consulting- Industrie und 
professorale Propagandisten 
im Gewande von Sachverstän-
digen den »Zukunft smarkt Ge-
sundheit« als unaufhaltsam 
expandierendes Feld für Kapi-
talanlagen. 

Der dritt e bedeutende Trend 
ist die Entsolidarisierung der 
GKV. Während sie bei den 
»Gesundheitsreformen« der 
1980er und 90er Jahre über-
wiegend als unerwünschte Ne-
benwirkung angesehen wurde, 
ist sie inzwischen zu einem 
eigenständigen politischen Ziel 
geworden, das besonders von 
FDP und neoliberalen Medien 
aggressiv verfochten wird, zu 
dem aber auch Teile der CDU, 
SPD und der Grünen mit Wort 
und Tat beigetragen haben. Das 
zielt auf Abschaff ung der Soli-
darausgleichsfunktion, Wett be-
werb, Selbstbeteiligung, private 
Zusatz- und Vollversicherung. 

In diesem Umfeld hatt en sich die 
Regierungskoalitionäre zu be-
wegen. Die Auseinandersetzung 
wurde eröff net mit der extre-
mistischen, wirtschaft sliberalen 
Forderung nach einer »Kopf-
pauschale« zur Finanzierung der 
GKV. Alle Versicherten müssten 
die gleiche Beitragssumme be-
zahlen. Je niedriger also das Ein-
kommen, desto höher faktisch 
der Beitragssatz. 

Das Konzept birgt mindestens 
drei Probleme in sich: Zum einen 
ist der klassenkämpferische 
Charakter so unverkennbar, 
dass es mit erheblichen Legi-
timationsproblemen für das 
gesamte Projekt, ja sogar für die 
Regierungskoalition verbunden 
ist. 
Zweitens würde die Kopfpau-
schale eine Spirale nach unten 
in Gang setzen, an deren Ende 
die GKV nur noch eine schlech-
te und unterfi nanzierte Min-
destsicherung sein wird. Das 
fördert automatisch die privaten 
Krankenversicherungen, denn je 
schlechter die Sozialversiche-
rung, desto mehr Anreiz wird 
geschaff en zum Abschluss von 
Privatversicherungen. 

Dritt ens steht das Konzept des 
wirtschaftsliberalen Gesund-
heitsministers in schroff em Kon-
flikt zur Finanzpolitik seiner 
eigenen Regierung. Denn auf 
einen Schlag umgesetzt, würde 
die Kopfpauschale einen großen 
Teil der Bezieher niedriger und 
mitt lerer Einkommen in fi nan-
zielle Bedrängnis, wenn nicht 
Armut stürzen. Daher sieht man 
es zunächst als unvermeidlich 
an, Kompensationen aus Steuer-
mitt eln zu leisten, um die Höhe 
der Pauschale zu begrenzen, 
aber zugleich dem »Gesund-
heitsmarkt « nicht das Geld zu 
entziehen. Für einen halbwegs 
erträglichen Ausgleich wären 
jährliche Zuschüsse zwischen 
22 Milliarden und 35 Milliarden 
Euro erforderlich. 

Der wohl gewichtigste Kon-
fl iktpunkt ist der zwischen den 
Interessen an Ausgaben- bzw. 
Lohnsenkungen, die generell 
von den Arbeitgebern und ih-
ren politischen Helfern verfolgt 
werden und dem Konzept des 
»Zukunft smarkts Gesundheits-
wirtschaft «. Will man unter 
gegebenen Bedingungen die 
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